
• Postbauer-Heng (2025: 1.500 | 2015: 1.400)
• Eggmühl (2025: 700 | 2015: 870).
* 2019: geschätzter Korrekturwert, Covid-Abfall
(Quelle: BEG, Nachfrageermittlung DB Regio)

Für die geplanten Bahnhaltepunkte Regensburg-Walhallastraße und 
Wutzlhofen werden für das Jahr 2035 1.300 bis 2.000 bzw. 2.200 bis 
3.400 Reisende pro Tag prognostiziert.

95. Abgeordnete
Tina Winklmann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hat sich die Pünktlichkeit der Regionalver-
kehrsverbindungen am Bahnhof Schwandorf nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den vergange-
nen fünf Jahren entwickelt (bitte nach Hauptursa-
chen der Verspätungen aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 14. August 2026

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) hat sich die Pünkt-
lichkeit der Regionalverkehrsverbindungen am Bahnhof Schwandorf in 
den vergangenen fünf Jahren wie folgt entwickelt:

Jahr SPNV-Pünktlichkeit 
in Prozent

2022 85,0
2023 82,5
2024 78,5
2025 81,5
2026 per Juli 79,4

Eine Aufschlüsselung der Hauptursachen für Unpünktlichkeiten konnte 
von der DB AG nicht fristgerecht zur Verfügung gestellt werden.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

96. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundes-
regierung zur Belastbarkeit der öffentlichen 
Trinkwasserinfrastruktur bei längeren Hitze- und 
Trockenperioden oder außergewöhnlichen Ver-
brauchsspitzen, und plant sie hierzu gemeinsam 
mit den Ländern ein bundesweit einheitliches La-
gebild (www.tagesschau.de/investigativ/report-m
ainz/hitze-wassermangel-100.html)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 11. August 2026

Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse zu der Frage-
stellung vor. Denn die öffentliche Wasserversorgung ist eine Aufgabe 
der Daseinsvorsorge (§ 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) und Teil der 
kommunalen Selbstverwaltung. Im Übrigen wird auf die Ausführungen 
in der Antwort der Bundesregierung vom 11. Juni 2026 zur Kleinen An-
frage auf Bundestagsdrucksache 21/6476 verwiesen.

97. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung 
im Rahmen der Nationalen Wasserstrategie, um 
die öffentliche Wasserinfrastruktur besser auf län-
gere Hitze- und Trockenperioden vorzubereiten, 
und bis wann sollen diese Maßnahmen umgesetzt 
werden (www.tagesschau.de/investigativ/report-
mainz/hitze-wassermangel-100.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 11. August 2026

Die Vorsorge gegenüber Extremwetter und Veränderungen in der Was-
serverfügbarkeit durch die Stärkung eines resilienten Wasserhaushalts 
sind das zentrale Ziel der Nationalen Wasserstrategie (NWS). Seit dem 
Kabinettbeschluss im März 2023 befindet sich die Nationale Wasserstra-
tegie (NWS) in der Umsetzung. Zu den bereits umgesetzten Maßnahmen 
gehören z. B. die Etablierung des Niedrigwasser-Informationssystems 
(NIWIS) sowie Leitlinien zum Umgang mit Nutzungskonkurrenzen bei 
Wasserknappheit, die vom Bundesumweltministerium und der Bund-
Länder Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) gemeinsam erarbeitet wur-
den. Länder und Kommunen ergreifen Maßnahmen innerhalb ihrer Zu-
ständigkeiten. Die Bundesregierung hat mit der Nationalen Wasserstrate-
gie (Bundesumweltministerium 2023: NWS) auf die Dürreerfahrungen 
der Jahre 2018/19 reagiert. Mit dieser Strategie und dem dazugehörigen 
Aktionsprogramm wird die Grundlage für ein zukunftsfähiges Manage-
ment unserer Wasserressourcen und den Schutz unserer Gewässer ge-
legt.

98. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus dem im Gutachten des Verbands kommunaler 
Unternehmen genannten Investitionsbedarf für die 
öffentliche Wasserver- und Abwasserentsorgung, 
und beabsichtigt sie, hierzu eine eigene belastbare 
Bedarfsermittlung vorzulegen, und wenn ja, bis 
wann (www.tagesschau.de/investigativ/report-mai
nz/hitze-wassermangel-100.html)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 11. August 2026

Die Wasser- und Abwasserinfrastrukturen sind zentraler Bestandteil der 
Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und Bürger. Vielerorts geraten sie 
an das Ende ihrer Nutzungsdauern. Der Klimawandel beschleunigt und 
erhöht den Anpassungsbedarf zusätzlich. Dies stellt Länder und Kom-
munen vor wachsende Herausforderungen. Das Ziel einer preisstabilen 
und bedarfsgerechten Versorgung ist als Teil der Nationalen Wasserstra-
tegie deshalb erstmals auch explizit im Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung adressiert.
Als Teil der kommunalen Selbstverwaltung liegen die Dienstleistungen 
der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in der Zuständigkeit der 
Länder und Kommunen. Belastbare bundesweite Zahlen zur notwendi-
gen Investitionshöhe sollen ermittelt werden.

99. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Möglichkeiten einer finanziellen Beteili-
gung des Bundes an notwendigen Investitionen in 
die öffentliche Wasserinfrastruktur prüft die Bun-
desregierung derzeit, und nach welchen Kriterien 
beabsichtigt sie, eine solche Beteiligung auszuge-
stalten (www.tagesschau.de/investigativ/report-m
ainz/hitze-wassermangel-100.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 11. August 2026

Als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge liegen die Dienstleistungen 
der Wasserver- und Abwasserentsorgung in der Zuständigkeit der Län-
der und Kommunen (siehe auch Antwort zu Frage 98). Diese werden im 
Wesentlichen über Gebühren und Entgelte der Bürgerinnen und Bürger 
finanziert. In einem gewissen Rahmen können dabei auch klimabedingte 
Investitionsanteile geltend gemacht werden.
Über den Länder- und Kommunenanteil des Sondervermögens „Infra-
struktur und Klimaneutralität“ hat der Bund bereits die Möglichkeit er-
öffnet, wasserwirtschaftliche Infrastrukturinvestitionen zu fördern. Der-
zeit wird zudem in Abstimmung mit den Ländern an einer Umsetzung 
des Auftrags aus dem Koalitionsvertrag, eine Gemeinschaftsaufgabe 
Klimaanpassung und Naturschutz einzurichten, gearbeitet.

100. Abgeordneter
Boris Mijatović
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den Investitionsbedarf der kommunalen 
Wasserversorgungs- und Abwasserinfrastruktur in 
Deutschland sowie insbesondere in Hessen zur 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels und 
an bestehende sowie absehbare europarechtliche 
Vorgaben, und welche Auswirkungen erwartet die 
Bundesregierung auf die Wasser- und Abwasser-
gebühren für Bürgerinnen und Bürger in Zukunft, 
sofern der festgestellte Investitionsbedarf nicht 
oder nur teilweise durch Bundesförderprogramme 
co-finanziert wird?
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